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Finanzierungsprobleme der Pflegever-

sicherung werden weiter verschärft 

 

Der Gesetzentwurf des Pflege-

Neuausrichtungs-Gesetzes (PNG) wird in 

keiner Weise der Notwendigkeit gerecht, die 

Pflegeversicherung langfristig leistungsfähig 

und finanzierbar zu halten. 

 

Im Gegenteil: Die im PNG vorgesehenen 

Leistungsausweitungen verschärfen die oh-

nehin zu erwartenden Finanzierungsproble-

me der Pflegeversicherung noch mehr und 

erhöhen die Belastungen der Beitragszahler 

und damit insbesondere die Personalzusatz- 

und Arbeitskosten. Es ist unverantwortlich, 

neue Leistungen einzuführen, obwohl noch 

nicht einmal die Finanzierung des heutigen 

gesetzlichen Leistungskatalogs dauerhaft 

gesichert ist.  

 

Erschwerend kommt hinzu, dass die zusätz-

lichen Leistungen, wie die Bundesregierung 

selbst im Gesetzentwurf ausführt, trotz der 

Erhöhung des Beitragssatzes um 0,1 Bei-

tragssatzpunkte nur „bis Ende 2015 finan-

ziert werden“ können. Damit wird mit dem 

jetzt geplanten Gesetz bereits die Notwen-

digkeit für eine weitere Reform der Pflege-

versicherung in wenigen Jahren geschaffen. 

Das hat – im Gegensatz zur behaupteten 

Zielsetzung des Gesetzentwurfs – mit Nach-

haltigkeit und Neuausrichtung der Pflegever-

sicherung nichts zu tun. 

 

Weitere Beitragssatzanhebungen müssen 

vermieden werden 

 

Die ab 2013 vorgesehene Beitragssatzanhe-

bung um 0,1 Prozentpunkte zur Finanzierung 

zusätzlicher Leistungen ist abzulehnen. Sie 

hat zur Folge, dass die Beitragszahler – Ar-

beitnehmer, Rentner und Betriebe – künftig 

und auf Dauer mit über 1,1 Mrd. € pro Jahr 

zusätzlich belastet werden. Dabei ist zu se-

hen, dass Deutschland bereits jetzt Löhne 

und Gehälter höher mit Abgaben belastet als 

fast alle anderen OECD-Länder.  

 

Durch die weiter steigende Belastung der 

Löhne und Gehälter mit Pflegebeiträgen wird 

die lohnbezogene Beitragsfinanzierung aus-

gebaut. Auch die in Aussicht gestellte Förde-

rung einer freiwilligen Pflegezusatzversiche-

rung ändert an den wachstums- und be-

schäftigungsfeindlichen Folgen einer Bei-

tragssatzerhöhung nichts. Denn hierdurch 

sollen keine Leistungsbestandteile aus der 

Umlagefinanzierung der Pflichtversicherung 

herausgenommen und in die Eigenverant-

wortung des Einzelnen überführt werden. 

 

Statt steigende Pflegekosten vor allem über 

immer höhere Belastungen von Löhnen und 

Gehältern zu finanzieren, sollte die Finanzie-

rung der Pflegeversicherung auf einkom-

mensunabhängige Pflegeprämien umgestellt 

werden, kombiniert mit der Auszahlung des 

Arbeitgeberanteils in den Bruttolohn und ei-

nem steuerfinanzierten Sozialausgleich für 
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Einkommensschwache. Eine solche Pau-

schale erfüllt die Kriterien der Zukunftssi-

cherheit und Arbeitskostenneutralität, der 

Solidarität und Belastungsgerechtigkeit. 

 

In der gesetzlichen Krankenversicherung hat 

die große Koalition in der letzten Legislatur-

periode dafür gesorgt, dass künftiges Aus-

gabenwachstum, das den Anstieg der Bei-

tragsbemessungsgrundlage übersteigt, nicht 

mehr zu Lasten von Löhnen und Gehältern, 

sondern über einkommensunabhängige Zu-

satzbeiträge mit Sozialausgleich finanziert 

wird. Es ist unverständlich, weshalb die jetzi-

ge Regierung für den Bereich der gesetzli-

chen Pflegeversicherung das Gegenteil plant 

und die gewollten zusätzlichen Leistungs-

ausgaben hier doch wieder durch höhere 

Personal- und Arbeitskosten und weniger 

Netto vom Brutto bei den Arbeitnehmern fi-

nanzieren will. Dabei gilt die für die gesetzli-

che Krankenversicherung gewonnene Er-

kenntnis, dass eine ausschließlich lohnbezo-

gene Finanzierung keine nachhaltige Lösung 

ist, noch viel mehr für die Pflegeversiche-

rung. 

 

 

Höherer Pflegebeitragssatz kann nicht mit 

sinkenden Rentenbeiträgen verrechnet 

werden 

 

Eine Erhöhung des Beitragssatzes zur Pfle-

geversicherung lässt sich nicht mit der aktu-

ellen und für 2013 angekündigten weiteren 

Senkung des Rentenbeitragssatzes rechtfer-

tigen. Denn die Entlastungen für Arbeitneh-

mer und Betriebe in der Rentenversicherung 

sind nur vorübergehender Natur. Der aktuel-

le Rentenversicherungsbericht der Bundes-

regierung geht davon aus, dass der Renten-

versicherungsbeitragssatz bis 2020 wieder 

bei 19,9 % und damit auf dem Niveau vor 

der Beitragssatzsenkung liegen wird. Die 

Mehrbelastungen in der Pflegeversicherung 

schlagen aber dauerhaft zu Buche. Eine Ver-

rechnung von vorübergehenden Entlastun-

gen in der Rentenversicherung mit dauerhaf-

ten Mehrbelastungen in der Pflegeversiche-

rung verbietet sich deshalb von selbst. 

 

 

 

Leistungsverbesserungen müssen  

kostenneutral umgesetzt werden 

 

Die Finanzierung der Leistungsverbesserun-

gen ist nur bis 2015 gesichert und damit 

nicht nachhaltig. Ohne eine nachhaltige Fi-

nanzierung sind Leistungsausweitungen zu 

Lasten der Beitragszahler nicht zu verant-

worten. Der im November 2006 vom Bun-

desgesundheitsministerium einberufene Bei-

rat zur Überprüfung des Pflegebedürftig-

keitsbegriffs hat bereits in seinen 2009 vor-

gelegten Berichten verdeutlicht, dass es 

durchaus möglich ist, auch ohne Ausweitung 

des Leistungsvolumens eine bessere Be-

treuung derjenigen Pflegebedürftigen zu er-

reichen, bei denen – wie bei Demenzkranken 

– ein erhöhter Betreuungsbedarf besteht. 

 

Darüber hinaus lassen sich Leistungsver-

besserungen dadurch finanzieren, dass bis-

lang noch nicht ausgeschöpfte Wirtschaft-

lichkeitsreserven genutzt werden. Hierzu 

muss insbesondere die von Anfang an fal-

sche Grundkonstruktion der Pflegeversiche-

rung als wettbewerbslose Einheitskasse, in 

der keinerlei Anreiz der einzelnen Pflegekas-

sen besteht, wirtschaftlich und sparsam mit 

den Beitragsgeldern umzugehen, abge-

schafft und durch ein wettbewerbliches Sys-

tem, wie in der gesetzlichen Krankenversi-

cherung, ersetzt werden.  

 

Es ist ein Fehler, dass auf entsprechende 

Umschichtungen im Leistungskatalog eben-

so verzichtet werden soll wie auf die überfäl-

lige Einführung von Wettbewerb in der sozia-

len Pflegeversicherung.  

 

Umso wichtiger wäre, dass Leistungsauswei-

tungen zumindest auf den dringendsten Be-

darf konzentriert und der Höhe nach eng be-

grenzt werden. Das aber ist nicht der Fall. 

Bei Berücksichtigung der ungeklärten dauer-

haften Finanzierung der Pflegeversicherung 

ist es z. B. nicht angemessen, dass in den 

Folgejahren 140 bis 185 Mio. € Pflegegeld 

an Angehörige gezahlt werden soll für Zei-

ten, in denen andere an ihrer Stelle die Pfle-

ge übernehmen.  
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Insgesamt werden die Leistungen durch das 

PNG stärker angehoben als bei jeder Reform 

eines anderen Sozialversicherungszweiges 

seit der Wiedervereinigung: Nach dem Ge-

setzentwurf sollen die Ausgaben der Pflege-

versicherung bereits mittelfristig um 6 % hö-

her liegen als ohne die Reform – und dies 

trotz der ohnehin stattfindenden dynami-

schen Ausgabenentwicklung in der Pflege-

versicherung. 

 

Gewiss sind viele der im Referentenentwurf 

enthaltenen Maßnahmen – wie zum Beispiel 

Leistungsverbesserungen für Demenzkran-

ke, Erweiterung der Wahlmöglichkeiten für 

Pflegebedürftige bei der Gestaltung des 

Leistungsangebots, Erweiterung der renten-

rechtlichen Berücksichtigung von Pflegezei-

ten sowie Förderung neuer Wohn- und Be-

treuungsformen – aus Sicht der Betroffenen 

wünschenswert. Sie bedürfen aber einer 

nachhaltigen Finanzierung und die bleibt der 

Referentenentwurf schuldig. Zudem darf 

nicht aus den Augen verloren werden, dass 

die Pflegeversicherung von Anfang an als 

Teilkasko-Versicherung konzipiert worden ist 

und sowohl mit Blick auf das Leistungsspekt-

rum als auch auf die Leistungshöhe mehr 

nicht leisten kann.  

 

 

Rehabilitation darf es nur in medizinisch 

begründeten Fällen geben 

 

Eine Neuregelung der Voraussetzungen für 

die Inanspruchnahme von Rehabilitations-

maßnahmen für pflegende Angehörige – mit 

Mehrkosten für die gesetzliche Krankenver-

sicherung – ist nicht notwendig und daher 

abzulehnen. Schon heute haben pflegende 

Angehörige, die die persönlichen, versiche-

rungsrechtlichen und medizinischen Voraus-

setzungen erfüllen, einen umfassenden An-

spruch auf Rehabilitation. Ihre Belange ge-

genüber anderen Versicherten besonders zu 

berücksichtigen, ist nicht gerechtfertigt. Nicht 

die jeweils ausgeübte Tätigkeit einer Perso-

nengruppe darf darüber entscheiden, ob eine 

Rehabilitationsmaßnahme gewährt wird. 

Maßgeblich muss auch in Zukunft aus-

schließlich der medizinische Bedarf sein. 
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